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liche, faire Personalratswahlen und keine 
Zeit ohne ordentliche, faire Mitbestim-
mung, das ist und bleibt die Zielsetzung. 
Wir befanden uns auf einem guten Weg, 
denn schließlich sind das nicht die ersten 
Wahlen für den VBB. Nun ist schlagartig 
alles anders, da ist eine Erfolgskontrolle 
nicht unangebracht: Befinden wir uns 
weiterhin auf einem guten Weg?

Disruption und Resilienz

Wollte jemand den neudeutschen Mode-
begriff „Disruption“ erklären, wäre die 
COVID-19-Pandemie geradezu das Para-
debeispiel. Wir kennen „disruptive Tech-
nologien“ im Zusammenhang mit der  
rasanten Entwicklung der Informations-
technik und Informatik, die uns beispiels-
weise Homeoffice oder mobiles Arbeiten 
beschert hat. Disruption stammt ur-
sprünglich aus der lateinischen Sprache 
und bedeutet etwa Unterbrechung, Stö-
rung, Unordnung oder Zerstörung. Gera-
dezu schlagartig wird Altes durch Neues 
ersetzt, was im Zusammenhang mit IT 
überwiegend vorteilhaft ist.

Aber Vorsicht, zuerst wurde der wissen-
schaftliche Begriff Disruption im Bereich 

das Leben ist kein langer, ruhiger Fluss! 
Was wie eine banale Metapher daher-
kommt, zeigt mindesten drei unter-
schiedliche Handlungsphilosophien auf, 
wie man individuell oder als Gemein-
schaft sein Leben gestalten kann.

Auf besagtem Fluss kann man sich passiv 
und abwartend treiben lassen, in der 
Hoffnung, es wird schon irgendwie gut-
gehen, denn man kann ja sowieso nichts 
ändern – Schicksal eben. Oder man 
kämpft wild gegen den unaufhaltsamen 
Strom, reagiert vielleicht ängstlich, bald 
panisch, verausgabt sich vollständig und 
geht dann doch unter.

Beide Varianten passen nicht zu mir, pas-
sen nicht zum VBB. Nach meiner Erfah-
rung muss man diesen Fluss akzeptieren, 
die Umstände respektieren, die Heraus-
forderungen antizipieren und zielgerich-
tet agieren. Wir lassen uns nicht treiben, 
wir kämpfen keinen sinnlosen Kampf ge-
gen die unaufhaltsame Strömung. Wir 
nutzen bestmöglich diese Strömung für 
unser Vorankommen! Wir bleiben uns 
treu, gerade jetzt.

Haltung zeigen, Vorbild sein! Dies ist im 
Einzelfall nicht immer leicht, aber jede 
noch so kleine Anstrengung lohnt sich.

Die konkrete Herausforderung

An dieser Stelle habe ich wiederholt auf 
die Wichtigkeit der Personalratswahlen 
und die grundlegende Bedeutung der 
Mitbestimmung hingewiesen. Selbstver-
ständlich hat der VBB seine „Hausaufga-
ben“ gemacht, damit Schritt für Schritt 
auf dem Weg zu neu gewählten Perso-
nalräten gegangen werden kann. Ordent-
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der Mikrobiologie genutzt. Da 
zeigt sich eine gewisse Janus-
köpfigkeit, denn die mikrobio-
logische Disruption, hier in Ge-
stalt der aktuellen Pandemie, 
ist eine unerwartete Bedro-
hung unseres Lebens, unserer 
Gesundheit, unserer Grund-
rechte, unserer Gesellschaft. 
Nicht nur Planungen und Ge-
wohnheiten sind hinfällig, 
auch seit dem Zweiten Welt-
krieg unvorstellbare Belastun-
gen müssen ertragen werden. 
Tausende Menschen starben, 
noch sehr viele mehr verlieren 
ihren Job.

Wie wichtig sind da die anste­
henden Personalratswahlen?

Hier kommt ein weiterer neu-
deutscher Modebegriff ins 
Spiel, nämlich Resilienz. Diese 
ist die Fähigkeit von Lebewe-
sen, ökonomischen oder sons-
tigen Systemen, sich gegen er-
heblichen Druck von außen 
selbst zu behaupten. Und ge-
nau das machen wir!

Wir sind nach wie vor auf dem 
richtigen Weg und die Perso-
nalratswahlen sind und bleiben 
wichtig, denn es geht um die 
Durchsetzung Ihrer Rechte, lie-
be Kolleginnen und Kollegen!

Wir lassen uns von einem klei-
nen Virus nicht unseren groß-
artigen VBB lähmen, wir lassen 
uns die große Errungenschaft 

Mitbestimmung und daraus 
folgend die Personalratswah-
len nicht kaputt machen. Weil 
dieser Virus jedoch sehr ge-
fährlich und unvollständig er-
forscht ist, müssen wir mit 
kühlem Verstand und intelli-
genter Achtsamkeit unsere Zie-
le weiterhin flexibel verfolgen.

Auch die Bundesleitung be-
schritt ungewöhnliche und un-
konventionelle Wege, um das 
brennende Thema Personal-
ratswahl voranzutreiben. In 
krisenhaftem Umfeld wurden 
bestmögliche Lösungen her-
beigeführt. Es ist uns allen be-
wusst, dass das keine Ideallö-
sungen sein können, aber es ist 
ein großer Fortschritt gegen-
über der Ausgangslage. Prag-
matismus statt Perfektionis-
mus ist angesagt, aber Fehler 
wollen vermieden sein!

Aus vielen Gesprächen und 
Mitteilungen weiß ich, wie 
schwierig die Situation für die 
Wahlvorstände, die Listenfüh-
rer, die Kandidatinnen und 
Kandidaten im Einzelnen nach 
wie vor ist. Es gibt noch viele 
offene Fragen, aber wichtiger 
sind die Antworten, denn mit 
diesen Wahlen wird Neuland 
beschritten. Es müssen sichere 
Schritte werden, keine zaghaf-
ten, ängstlichen Schritte.

Ich bleibe zuversichtlich und 
danke allen Beteiligten für ihre 

bisherige Geduld, ihren Enthu-
siasmus und den starken Wil-
len, ordentliche Wahlen, quasi 
ein Happy End, herbeizufüh-
ren. Der Termin für die Wahl 
des Hauptpersonalrats wurde 
vom zuständigen Hauptwahl-
vorstand auf den (9./) 10./11. 
November 2020 festgelegt. 
Wie es letzten Endes insge-
samt ausgehen wird, sehen wir 
somit erst im späten Herbst.

War sonst noch was?

Ja, da war noch was! Da war 
sogar noch einiges, denn Resili-
enz bedeutet im vorliegenden 
Fall, die Kernfunktionen des 
VBB stabil zu halten. Übervolle 
Terminkalender sind implo-
diert, aufwendig vorbereitete 
Veranstaltungen sind abge-
sagt, wichtige Sitzungen konn-
ten nicht abgehalten werden, 
politische Termine wurden  
verschoben, personelle Res-
sourcen sind weggebrochen. 
Telefongespräche und Video-
konferenzen können das Flair 
einer realen Sitzung nicht er-
setzen. Life is live!

Dennoch, trotz aller viraler Er-
schwernisse ging in der VBB-
Spitze eine ansteckend opti-
mistische Aufbruchstimmung 
nie verloren. Ja, das Leben ist 
tatsächlich kein langer, ruhiger 
Fluss, glücklicherweise bringt 
jeder Tag etwas Neues zum 
Entdecken. Da wäre zum Bei-

spiel die Wiederentdeckung 
der anstehenden Tarifrunde.

Almosen oder Wertschätzung?

Aus Politikermund war häufig 
zu hören, wie zuverlässig und 
unverzichtbar der öffentliche 
Dienst ist, besonders in der Kri-
se. Wertschätzung findet auch 
beim Gehalt statt, das muss 
bei den kommenden Tarifver-
handlungen deutlich werden. 
Die Bundesregierung hat bis-
lang unvorstellbare Geldsum-
men zur Krisenbewältigung 
bewegt. Geld ist also vorhan-
den und vernünftige Tariffor-
derungen sind legitim. Es muss 
auch was für die Kolleginnen 
und Kollegen dabei sein, denn 
zur Krisenbewältigung brau-
chen wir einen hoch motivier-
ten öffentlichen Dienst. Genau 
gesagt einen hoch motivierten 
öffentlichen Dienst, der nicht 
mit Ausreden oder Almosen 
abgespeist wird. Da muss der 
dbb beamtenbund und tarifu-
nion ran, da müssen die ver-
antwortlichen Politiker ihr ge-
gebenes Wort halten.

Viel Spaß beim Lesen der Mai-
Ausgabe wünscht Ihnen 

Personalratswahlen 2020 – Staatssekretär Hoofe informiert
Was macht die Leitung des BMVg im Hinblick auf 
die Personalratswahlen? Diese Frage trieb viele 
Betroffene um, denn wie soll man zielgerichtete 
Maßnahmen treffen, wenn das Ziel unklar ist?

Das Schreiben von Herrn Staats-
sekretär Hoofe kann unter 
http://www.vbb-bund.de zum 
Rahmen, in dem sich das Res-
sort in dieser Angelegenheit be-
wegt, nachgelesen werden. Na-
türlich bleiben noch Fragen 
offen, aber es darf nicht verges-
sen werden, dass sich unser 
Land in einer schwierigen Aus-

nahmesituation befindet. In der 
Krise gibt es keine Planungssi-
cherheit, deshalb muss man zu-
sammenhalten! Insofern werten 
wir diesen Brief des Staatssekre-
tärs als positives Zeichen der 
Leitung unseres Hauses, dass in 
unsteten Zeiten der Corona-
Pandemie die Mitbestimmung 
nicht vergessen wird.�
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Personalratswahlen 2020 – 
Beschlussfassung der Bundesregierung 
zum Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG)
Seit Wochen spitzt sich die Lage zu: Wegen der 
COVID-19-Pandemie ist an eine reguläre Personal-
ratswahl 2020 in unserem Ressort nicht zu den-
ken.

Dramatisierend wurde von Per-
sonalratswahlen in der Krise 
gesprochen, aber hilft dramati-
sieren wirklich? Aus gutem 
Grund hat der VBB (siehe auf 
der VBB-Homepage „Personal-
ratswahlen 2020 – Spannung 
ohne Ende“) funktionale Forde-
rungen zur Lösungsfindung  
an die entscheidenden Stellen 
transportiert, denn das aus 
dem Griechischen stammende 
Wort „Krise“ bedeutet ur-
sprünglich auch „Entschei-
dung“. Und wir begrüßen  
klare Entscheidungen!

Am 16. April 2020 hat die Bun-
desregierung weitreichende 
Änderungen des BPersVG auf 
den parlamentarischen Weg 
gebracht. Corona hin, Corona 
her, die Demokratie bleibt 
handlungsfähig und ist ent-

schlossen, einer Schwächung 
der Mitbestimmung entgegen-
zuwirken.

Weitere Informationen hierzu 
lesen Sie unter https://www.
bundesregierung.de/breg- 
de/suche/betriebliche- 
mitbestimmung-1739914.

Der Erfolg hat viele Väter, aber 
die Verantwortung haben die 
Wahlvorstände!

Die großen Gewerkschaften 
und Verbände haben sich mas-
siv engagiert, dass eine ver-
nünftige Lösung für die Mitbe-
stimmung herbeigeführt wird. 
Das ist ein gutes Zeichen, aber 
irgendwie auch selbstver-
ständlich, zumindest aus Sicht 
des VBB. Nun kommt es darauf 
an, seitens der Gewerkschaf-

ten und Verbände keinen 
Druck auf die unabhängigen 
Wahlvorstände auszuüben. Die 
vielen Wahlvorstände landauf 
und landab haben es schon 
schwer genug, weiterer Druck 
zerstört, Vertrauen baut auf. 
Der VBB setzt Vertrauen in die 
Wahlvorstände, wir unterstüt-
zen auf Wunsch die Wahlvor-
stände in ihrem Bestreben, für 
die individuelle Situation in ih-
rer Zuständigkeit eine sachge-
rechte Lösung zu finden. Diese 
Lösungsfindung entspricht üb-
rigens klassischem Verwal-
tungshandeln. Rechtssicher-

heit geht im Zweifelsfall vor 
Einheitlichkeit, denn nach un-
seren Informationen ist schon 
die Ausgangslage alles andere 
als einheitlich …

Es bleibt somit weiterhin span-
nend, aber wir stehen das er-
folgreich durch. Wenn wir, 
trotz der Fokussierung auf die 
Personalratswahl 2020, den 
Blick weiten, sehen wir schnell 
ganz andere Schicksale. Also 
Vorbild sein, Haltung zeigen, 
unsere Mitbestimmung auch 
in schwierigen Zeiten voran-
treiben! Es lohnt sich!�

Personalratswahlen 2020 – Beschlussfassung des 
Hauptwahlvorstands vom 16. April 2020

Mit Spannung wurde erwartet, wie es denn nun 
praktisch weitergeht mit den Personalrats- 
wahlen 2020.

Wie am 8. April 2020 berichtet, 
hat die Bundesregierung weit-
reichende Änderungen des 
BPersVG auf den parlamentari-
schen Weg gebracht. Die geän-
derte Wahlordnung soll rück-
wirkend zum 1. März 2020 in 
Kraft treten und kann wegen 
der besonderen Lage durch 
die COVID-19-Pandemie schon 
jetzt herangezogen werden. 
Auf dieser rechtlichen Beurtei-
lung aufbauend hat der Haupt-
wahlvorstand im BMVg heute 
beschlossen, zusätzlich zur per-
sönlichen Stimmabgabe nach-
träglich ergänzend Briefwahl 
anzuordnen und die Ausschrei-

bung zur Personalratswahl 
vom 6. Februar 2020 dement-
sprechend zu ergänzen. Diese 
„Ergänzung zum Wahlaus-
schreiben vom 6. Februar 2020 
für die Wahl des Hauptperso-
nalrats in Gruppenwahl (§ 37, 
§ 42 BPersWO)“ hat der Haupt-
wahlvorstand am 16. April 
2020 veröffentlicht.

Besonders zu beachten:

Als neuer Termin für die 
Stimmabgabe wird der 10. und 
11. November 2020 bestimmt. 
In Großdienststellen kann er-
gänzend auch am 9. November 
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2020 gewählt werden. Bereits 
getroffene Maßnahmen zur 
Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahl und eingereich-
te Wahlvorschläge bleiben ge-
mäß § 19 a Abs. 3 Satz 1 
BPersVWO gültig.

Damit hat der Hauptwahlvor-
stand für die Wahl des Haupt-
personalrats (!) maßgebliche 
Orientierungspunkte gesetzt.

Es lässt sich trefflich darüber 
streiten, ob der späte Termin 
klug gewählt ist oder ob das 
„Einfrieren“ der Wahlvorschlä-
ge clever ist, wenn man die 
Fluktuation des Personals 
kennt. Anfechtungen sind da-
mit nicht ausgeschlossen. 
Aus Sicht des VBB wäre ein 
deutlich früherer Wahltermin 
die bessere Alternative gewesen. 
Gibt es nun am Termin der 

HPR-Wahlen einen Wahltermin 
für alle Wahlen oder müssen 
wir mit einem „Flickenteppich“ 
rechnen? Man wird sehen … 
jeder Wahlvorstand ist nun 
aufgefordert, selber eine Ent-
scheidung zu treffen!

Bei der Bewertung der Ent-
scheidungen des Hauptwahl-
vorstands für die HPR-Wahl 
darf allerdings nicht der zu-

grunde liegende Sachverhalt, 
sprich die COVID-19-Pandemie 
und ihre Folgen, aus den Augen 
verloren werden. Der Normal-
zustand ist nicht vorhanden.

Wir bleiben deshalb bei unse-
ren funktionalen Forderungen: 
ordentlich faire Personalrats-
wahlen und keine Zeit ohne 
ordentliche, faire Mitbestim-
mung.�

Weitere Informationen zur Gewährung von Sonderurlaub 
und Arbeitsbefreiung sowie Freistellung im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie
Regelungen ab dem 10. April 2020 zur notwendi-
gen Kinderbetreuung bei Schließung der Betreu-
ungseinrichtungen von Kindern und Schulen so-
wie zur erforderlichen Pflege naher Angehöriger 
bei Schließung der Pflegeeinrichtung.

Wegen der flächendeckenden 
Schließung von Betreuungsein-
richtungen hat das Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau 
und Heimat (BMI) mit Rund-
schreiben vom 16. März 2020 
Regelungen für die Gewährung 
von Sonderurlaub sowie von 
Arbeitsbefreiung zum Zwecke 
der Kinderbetreuung befristet 
bis zum 9. April 2020 getroffen 
(wir berichteten). Mit Schrei-
ben vom 7. April 2020 hat das 
BMI nunmehr diese Regelun-
gen aufgrund der jüngsten Ent-
wicklungen, insbesondere der 
Einführung des § 56 Abs. 1 a  
Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
entsprechend ergänzt.

Regelungen ab dem 10. April 
2020 zur notwendigen Kinder-
betreuung bei Schließung der 
Betreuungseinrichtungen von 
Kindern und Schulen und zur 
erforderlichen Pflege naher 
Angehöriger bei Schließung 
der Pflegeeinrichtung:

Beamtinnen und Beamten 
kann unter den nachfolgend 
genannten Voraussetzungen 
zum Zwecke der Kinderbetreu-
ung ab dem 10. April 2020 be-
fristet bis zum 31. Dezember 
2020 Sonderurlaub unter Fort-
zahlung der Bezüge nach § 22 
Abs. 2 Sonderurlaubsverord-
nung (SUrlV) von bis zu 20 Ar-

beitstagen (bei einer Fünf- 
Tage-Woche) gewährt werden.

Tarifbeschäftigten kann zum 
Zwecke der Kinderbetreuung 
ab dem 10. April 2020 befristet 
bis zum 31. Dezember 2020 
eine Arbeitsbefreiung von bis 
zu 20 Arbeitstagen (bei einer 
Fünf-Tage-Woche) unter Fort-
zahlung des Entgelts nach § 21 
TVöD unter den folgenden dar-
gestellten Voraussetzungen 
gewährt werden.

Für beide Statusgruppen gilt: Ba-
sierend auf einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von 
fünf Tagen entsprechen sechs 
Wochen bei 30 Arbeitstagen.

Voraussetzungen:

Tatsächliche Schließung einer 
Gemeinschaftseinrichtung, 
wie Kindertagesstätte, Tages-
pflegestelle, Eltern-Kind-Initia-
tive oder Schule

Die zu betreuenden Kinder 
sind unter zwölf Jahre alt, be-
hindert oder auf Hilfe ange-
wiesen.

Eine alternative Betreuung des 
Kindes beziehungsweise der 
Kinder kann ansonsten nicht 
sichergestellt werden. 

Die Möglichkeiten des mobilen 
Arbeitens sind vorrangig zu 

nutzen. Positive Arbeitszeit
salden (Mehrarbeit-, Überstun-
den- und Gleitzeitguthaben) 
sind vorrangig abzubauen. Die 
jeweilige Dienststelle hat nach 
Maßgabe aller bekannten Tat-
sachen eigenverantwortlich zu 
entscheiden.

Bei Beamtinnen und Beamten 
dürfen der Gewährung des 
Sonderurlaubs keine dienstli-
chen Gründe entgegenstehen.

Der Sonderurlaub beziehungs-
weise die Arbeitsbefreiung 
müssen nicht zusammenhän-
gend genommen werden. Es 
ist möglich, einzelne Tage in 
Anspruch zu nehmen. Zudem 
können auch halbe Sonderur-
laubstage beziehungsweise Ar-
beitsbefreiungstage gewährt 
werden.

In besonderen Härtefällen, 
zum Beispiel bei Alleinerzie-
henden, kann ausnahmsweise 
über die Grenze von 20 Ar-
beitstagen hinaus eine Arbeits-
befreiung bzw. weiterer Son-
derurlaub gewährt werden.

Weitere Hinweise: 

Sonderurlaub nach § 22 Abs. 2 
SUrlV bzw.  Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts, 
der/die bis zum 9. April 2020 
(einschließlich) in Anspruch ge-
nommen wurde, wird nicht auf 
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den ab dem 10. April 2020 zu 
gewährenden Sonderurlaub/
Arbeitsbefreiung angerechnet.

Neben einer Gewährung von 
Sonderurlaub unter Fortzah-
lung der Besoldung besteht die 
Möglichkeit einer familienbe-
dingten Teilzeit bzw. Beurlau-
bung ohne Besoldung gemäß  
§ 92 Bundesbesoldungsgesetz 
(BBG).

Die zuvor genannten Regelun-
gen gelten auch für die Schlie-
ßung von teil- oder vollstatio-
nären Pflegeeinrichtungen. 
Das gesamte Rundschreiben 
mit weiteren Hinweisen kann 
auf der VBB-Homepage nach-
gelesen werden.

Darüber hinaus hat das Bun-
desministerium der Verteidi-
gung am 9. April 2020 eine  

statusübergreifende Handrei-
chung zum Verfahren für Be-
schäftigte, die freigestellt sind 
und sich zur Dienst- und Ar-
beitsleistung bereithalten,  
herausgegeben.

Unter Bezugnahme auf das 
BMI, welches für Beamtinnen 
und Beamte sowie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
geregelt hat, dass „sollte die 
Dienststelle die Beschäftigten, 
die arbeitsfähig und arbeitsbe-
reit sind, ohne eine behördli-
che Anordnung aus Gründen 
der Vorsorge zum Schutz nach 
Hause schicken (freistellen), 
behalten diese ihren Besol-
dungs- bzw. Vergütungsan-
spruch“, wird Folgendes klar
gestellt:

Aus dem Gedanken des Schut-
zes und der Vorsorge können 

Beschäftigte freigestellt wer-
den. Hierzu gibt es keine 
ressortübergreifenden Vor
gaben.

Die Entscheidung erfolgt de-
zentral und muss jeweils nach 
einer Güterabwägung zwi-
schen Schutz und Vorsorge ei-
nerseits sowie dienstlichen 
Notwendigkeiten andererseits 
erfolgen.

Die Rechtsfolgen dieser Maß-
nahme sind jedoch einheitlich: 
Wenn der Dienstherr/Arbeitge-
ber Bund freiwillig auf eine  
angebotene Arbeitsleistung  
verzichtet, so behalten die Be-
schäftigten ihren Anspruch auf 
Besoldung/Gehalt. Insbesonde-
re ist es in diesen Fällen recht-
lich nicht zulässig, einen vorhe-
rigen Abbau von Zeitguthaben 
oder eine Urlaubsnahme zu ver-

langen. Unabhängig davon kön-
nen die Beschäftigten selbst 
und freiwillig Urlaub oder Frei-
zeitausgleich beantragen.

Die Beschäftigten befinden 
sich während der Freistellung 
nicht im Urlaub, sondern kön-
nen jederzeit wieder zur 
Dienst-/Arbeitsaufnahme ge-
beten werden.

Die unmittelbaren Vorgesetz-
ten sollten den engen Kontakt 
zu den sich bereithaltenden 
Beschäftigten aufrechterhal-
ten und regelmäßig prüfen, ob 
und wie eine Wiedereinbin-
dung in den Dienst- oder Ar-
beitsprozess erfolgen kann. 
Auf die Rückkehr von Beschäf-
tigten, die einer medizinischen 
Risikogruppe angehören, sollte 
einstweilen gänzlich verzichtet 
werden.�

Einheitlicher Arbeitsschutz 
gegen das Coronavirus
Bundesarbeitsminister Heil stellte am 16. April 2020 den Arbeitsschutzstandard COVID-19 vor.

Der Arbeitsschutzstandard 
COVID-19 stellt den betriebli-
chen Infektionsschutzstandard 
dar, der die notwendigen zu-
sätzlichen Schutzmaßnahmen 
zum Schutz der Beschäftigten 
vor SARS-CoV-2 beschreibt. 
Dies soll den Menschen die 
notwendige Sicherheit geben, 
ihre Arbeit wieder aufzuneh-
men.

Der Arbeitsschutzstandard 
COVID-19 kann auf der 
VBB-Homepage abgerufen 
werden.

Pressemitteilung des Bundes­
ministeriums für Arbeit und 
Soziales vom 16. April 2020:

Sicherheit und Gesundheits-
schutz haben oberste Priorität, 
wenn es um Arbeit in Zeiten 
der Corona-Pandemie geht. 
Dem Arbeitsschutz kommt 

dabei eine zentrale Rolle zu. 
Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil hat dazu heute 
gemeinsam mit dem Haupt
geschäftsführer der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversiche-
rung, Dr. Stefan Hussy, den 
Arbeitsschutzstandard 
COVID 19 vorgestellt. Dieser 
formuliert konkrete Anforde-
rungen an den Arbeitsschutz 
in Zeiten der Corona-Krise.

Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil:

„Wer in diesen besonderen  
Zeiten arbeitet, braucht auch 
besonderen Schutz. Wichtig 
ist, dass wir bundesweit klare 
und verbindliche Standards 
haben. Auf diese Standards 
können sich alle verlassen 
und an diese Standards 
müssen sich auch alle hal- 
ten.“

Dr. Stefan Hussy, Hauptge-
schäftsführer der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversiche-
rung:

„Die Unfallversicherungsträger 
werden ihre Expertise einset-
zen, um den allgemeinen Coro-
navirus-Arbeitsschutzstan- 
dard mit branchenspezifischen 

Informationen und Beratungs-
angeboten zu konkretisieren 
und weiterzuentwickeln. Im 
Fokus stehen dabei vor allem 
die kleinen Betriebe, denn an-
ders als Großbetriebe, die  
oft auf eigene Spezialisten zu-
greifen können, sind diese stär-
ker auf unsere Hilfe angewie-
sen.“
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Ein betrieblicher Infektions-
schutzstandard, der die not-
wendigen zusätzlichen Schutz-
maßnahmen zum Schutz der 
Beschäftigten vor SARS-CoV-2 
beschreibt, soll den Menschen 
die notwendige Sicherheit ge-
ben, ihre Arbeit wieder aufzu-
nehmen. Das setzt ein hinrei- 
chendes Vertrauen in Wirk-
samkeit und Reichweite der 
laufenden Maßnahmen der 
Pandemiebekämpfung voraus. 
Die Wirtschaft soll schrittwei-
se und ohne weitere Rück-
schläge zur Vorkrisen-Leistung 
zurückkehren. Ein hohes Maß 
an Sicherheit und Gesundheit 
in der Arbeitswelt schafft dafür 
die Voraussetzung. Die Bun-
desregierung empfiehlt daher 
einen neuen Arbeitsschutz-
standard SARS-CoV-2 mit fol-
genden Eckpunkten:

1. �Arbeitsschutz gilt weiter – 
und muss bei einem schritt­
weisen Hochfahren der 
Wirtschaft zugleich um be­
triebliche Maßnahmen zum 
Infektionsschutz vor SARS-
CoV-2 ergänzt werden!

Wenn sich wieder mehr Per
sonen im öffentlichen Raum 
bewegen, steigt das Infekti-
onsrisiko – und damit das Risi-
ko steigender Infektionszahlen 
und Überlastung des Gesund-
heitswesens. Dazu ist ein ho-
her Arbeitsschutzstandard not-
wendig, der dynamisch an den 
Pandemieverlauf angepasst 
wird.

2. �Sozialpartnerschaft nutzen, 
Arbeitsschutzexperten ein­
binden, Angebot arbeitsme­
dizinischer Vorsorge auswei­
ten!

Eine gelebte Sozialpartner-
schaft in den Betrieben hilft 
gerade jetzt, die notwendigen 
Schutzmaßnahmen wirksam 
im betrieblichen Alltag zu ver-
ankern. Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit beraten den Arbeitgeber 
bei der Umsetzung des SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzstandards 
und unterstützen bei der Un-
terweisung. Die Betriebe bie-
ten ihren Beschäftigten zu- 
sätzliche freiwillige, ggf. tele-
fonische, arbeitsmedizinische 
Vorsorge an.

3. �Der Sicherheitsabstand von 
mindestens 1,5 Metern wird 
universell auch bei der Ar­
beit eingehalten – in Gebäu­
den, im Freien und in Fahr­
zeugen!

In den Betrieben werden ent-
sprechende Absperrungen, 
Markierungen oder Zugangs- 
regelungen umgesetzt. Wo 
dies nicht möglich ist, werden 
wirksame Alternativen er- 
griffen.

4. �Abläufe werden so organi­
siert, dass die Beschäftigten 
möglichst wenig direkten 
Kontakt zueinander haben!

Schichtwechsel, Pausen oder 
Anwesenheiten im Büro wer-
den durch geeignete organisa-
torische Maßnahmen entzerrt, 
Kontakte der Beschäftigten 
untereinander werden im Rah-
men der Schichtplangestaltung 
auf ein Minimum reduziert.

5. Niemals krank zur Arbeit!

Personen mit erkennbaren 
Symptomen (auch leichtes Fie-

ber, Erkältungsanzeichen, 
Atemnot) verlassen den Ar-
beitsplatz bzw. bleiben zu 
Hause, bis der Verdacht ärzt
licherseits aufgeklärt ist. Hier 
sind auch die Beschäftigten 
gefragt, ihre gesundheitliche 
Situation vor Arbeitsbeginn zu 
prüfen, um ihre Kolleginnen 
und Kollegen nicht in Gefahr 
zu bringen.

6. �Zusätzlichen Schutz bei 
unvermeidlichem direkten 
Kontakt sicherstellen!

Wo Trennung durch Schutz-
scheiben nicht möglich ist, 
werden vom Arbeitgeber 
Nase-Mund-Bedeckungen 
für die Beschäftigten und alle 
Personen mit Zugang zu des-
sen Räumlichkeiten (wie Kun-
den, Dienstleister) zur Verfü-
gung gestellt.

7. �Zusätzliche Hygiene- 
maßnahmen treffen!

Waschgelegenheiten bzw. 
Desinfektionsspender werden 
vom Arbeitgeber bereitgestellt, 
um die erforderliche häufige 
Handhygiene am Ein-/Ausgang 
und in der Nähe der Arbeits-
plätze zu ermöglichen. Kurze 
Reinigungsintervalle für ge-
meinsam genutzte Räumlich-
keiten, Firmenfahrzeuge, 
Arbeitsmittel und sonstige 
Kontaktflächen verbessern den 
Infektionsschutz weiter. Auf 
die verbindliche Einhaltung ei-
ner „Nies-/Hustetikette“ bei 
der Arbeit wird besonders ge-
achtet!

8. �Arbeitsmedizinische Vor­
sorge nutzen; Risikogruppen 
besonders schützen!

Viele bangen um ihre Gesund-
heit. Arbeitsmedizinische Vor-
sorge beim Betriebsarzt er-
möglicht individuelle Beratung 
zu arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren. Auch Vorer- 
krankungen und Ängste kön-
nen hier besprochen werden. 
Wird dem Arbeitgeber be-
kannt, dass eine Person einer 
Risikogruppe angehört, ergreift 
er die erforderlichen individu-
ellen Schutzmaßnahmen.

9. �Betriebliche Beiträge zur 
Pandemievorsorge sicher­
stellen!

Um schnell auf erkannte Infek-
tionen reagieren zu können, 
erarbeiten Arbeitgeber be-
triebliche Routinen zur Pande-
mievorsorge und kooperieren 
mit den örtlichen Gesundheits-
behörden, um weitere mögli-
cherweise infizierte Personen 
zu identifizieren, zu informie-
ren und ggf. auch isolieren zu 
können. 

Beschäftigte werden angehal-
ten, sich bei Infektionsverdacht 
an einen festen Ansprechpart-
ner im Betrieb zu wenden.

10. �Aktive Kommunikation 
rund um den Grundsatz 
„Gesundheit geht vor!“

Der Arbeitgeber unterstützt 
aktiv seine Beschäftigten. 
Führungskräfte stellen vor 
Ort klar, dass Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten 
Priorität haben. Alle zusätzli-
chen betrieblichen Infektions-
schutzmaßnahmen und Hin-
weise werden verständlich 
erklärt und ggf. erprobt und 
eingeübt.�

Beihilfe-Informationen im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie
Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie 
möchten wir über weitere für die Beihilfe des 
Bundes relevant gewordene Punkte informieren:

1. Keine Beihilfefähigkeit von 
Aufwendung für Atemschutz­
masken bzw. Mund-Nasen-
Schutzmasken

Schutzmasken sind grund- 
sätzlich nicht beihilfefähig. 
Als präventive Schutzvorkeh-
rungen sind sie der privaten 
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Lebenssphäre zuzuord- 
nen.

Ausnahme: Eine Anerkennung 
als Hilfsmittel ist nur im Einzel-
fall nach § 25 Abs. 5 Bundes-
beihilfeverordnung (BBhV) 
möglich, wenn sie etwa eine 
Krankenbehandlung unterstüt-
zen oder den Erfolg sichern sol-
len, so zum Beispiel bei 
Krebspatienten nach einer 
Chemo- oder Strahlentherapie. 
In diesem Fall ist immer eine 
vorherige ärztliche Verordnung 
notwendig.

2. Beihilfefähigkeit von Auf­
wendung für Antikörpertest 
auf SARS-CoV-2

Derzeit sind nur einzelperso-
nenbezogene ärztlich verord-
nete und durchgeführte Tests 
beihilfefähig. Die Beihilfefähig-
keit von Aufwendungen für 
selbst beschaffte Test oder 
Massentest ohne vorherige 
personenbezogene medizini-
sche Indikation scheidet aus.

3. Befristete Übernahme eines 
Zuschlags für Botendienst von 
Apotheken

§ 4 Abs. 1 SARS-CoV-2-Arznei-
mittelversorgungsverordnung 
vom 20. April 2020 sieht einen 
befristeten Zuschlag in Höhe 
von 5 Euro für den Botendienst 
von Apotheken vor. Entspre-
chende Aufwendungen sind 
nach § 23 BBhV direkt beihilfe-
fähig.

4. Corona-Hygienepauschale 
für Zahnärzte

Zahnärzte können analog Geb.-
Nr. 3010 GOZ eine Pauschale 
für erhöhten Hygieneaufwand 
abrechnen. Entsprechende 
Aufwendungen sind beihilfe
fähig.

5. Beihilfefähigkeit von Auf­
wendung für Telefonkonsulta­
tionen/Telefonberatungen

Aufwendungen für telefoni-
sche ärztliche, zahnärztliche 
oder psychotherapeutische Be-
ratung, die entsprechend der 
GOÄ oder GOZ abgerechnet 
werden, können vom 1. April 
bis 30. Juni 2020 als beihilfefä-
hig anerkannt werden. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die  
Patienten/-innen den Ärzten, 
Zahnärzten oder Psychothera-
peuten bekannt sind bezie-
hungsweise ein persönlicher 
Arzt-Patienten-Kontakt bereits 
stattgefunden hat.

6. Beihilfefähigkeit von Aufwen­
dung für Videosprechstunden

In der Zeit vom 1. April 2020 
bis zum 30. Juni 2020 bedarf es 
für psychotherapeutische Leis-
tungen vor der Behandlung 
keines unmittelbaren persönli-
chen Kontaktes zwischen Arzt 
und Patient.

7. Keine Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen für computer­
gestützte Therapieprogramme 
im Bereich der Psychotherapie

Aufwendungen für online ge-
stützte Therapieprogramme 
als therapieersetzende Anwen-
dungsform in der ambulanten 
Behandlung (Psychotherapie) 
sind nicht beihilfefähig.

Zu guter Letzt erlauben wir uns 
den Hinweis, dass sich hier 
weitere Änderungen aufgrund 
der sehr dynamischen Entwick-
lung der Maßnahmen und poli-
tischer Vorgaben ergeben kön-
nen. Wir halten Sie auf dem 
Laufenden!

#WirsindVBB – für das Zivilper-
sonal der Bundeswehr!�
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Information für zivile Beschäftigte der Bundeswehr: 
Aktuelle Information zu Ausschreibungen 
von Dienstposten etc.
Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie 
kommt es derzeit auch im Bereich der zivilen 
Personalführung zu Beeinträchtigungen in nahezu 
allen Bereichen des Personalmanagements.

Es wurden möglichst flächen-
deckend mobile Arbeitsmög-
lichkeiten geschaffen, um in 
erster Linie die zeitgerechte 
Sicherstellung und Abwick- 
lung aller zahlungsrelevanten 
Vorgänge das Zivilpersonal 
betreffend und alle Personal-
bewegungen, die in der Lage 
„COVID-19“ in und für die 
Bundeswehr notwendig sind, 
gewährleisten zu können. 
Darüber hinaus werden 
vorrangig vor anderen Aufga-

ben folgende Bereiche bear- 
beitet:

>> Bearbeitung von Einstel-
lungsverfahren (u. a. auch die 
Durchführung von Dienst- 
postenausschreibungen – 
sowohl intern als auch öf-
fentlich),

>> Durchführung von Regelbe-
förderungen und Ernennun-
gen zur Beamtin/zum Beam-
ten auf Lebenszeit,

>> Sicherstellung der Umsetzung 
von tariflichen Ansprüchen,

>> Sicherstellung der Beschei-
dung unaufschiebbarer An-
träge,

>> Sicherstellung der Bearbei-
tung sonstiger unaufschieb-
barer Vorgänge.

Weitere Aufgaben können der-
zeit nur im Rahmen überschie-

ßender Kapazitäten wahrge-
nommen werden.

Die internen Ausschreibungen 
werden wie gewohnt im In
tranet unter Nutzung des Aus-
schreibungsportals E-Recrui-
ting veröffentlicht. Aufgrund 
der angewiesenen Maßnah-

men zum Schutz vor einer-
Infektion mit dem Corona-
virus kommt es hier jedoch 
zu Einschränkungen. Die 
Ausschreibungsfrist für 
während der Lage COVID- 
19 veröffentlichte interne 
Dienstpostenausschreibun-
gen wurde daher grundsätz-

lich auf acht Wochen ver-
längert. �
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